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Bewerbungsunterlagen 


 


1. Personalbogen 


2. Zustimmungserklärung 


3. Kurzdarstellung 


4. Auszug aus der Sozialwahlverordnung 


 


Hinweis: 


Sofern absehbar ist, dass Sie Ihre Wählbarkeitsvoraussetzung bereits bis zum 


Stichtag 1. April 2022 oder kurz nach Beginn der Amtsperiode (Oktober 2023) 


verlieren werden, weil Sie aus dem Unternehmen oder gänzlich aus dem aktiven 


Erwerbsleben im Einzelhandel ausscheiden, bitte ich Sie, auf eine Wahlbewerbung 


zu verzichten. Aber sofern Sie andere geeignete Kandidatinnen und Kandidaten 


kennen, sprechen Sie diese bitte an und ermutigen Sie diese, sich zu bewerben. 


 












*) Sollten Sie sich in Rente/Ruhestand befinden, ist diese Variante einschlägig             b.w. 
 


 


 
Personalbogen für Arbeitgeber 


 
Name, Vorname: 
(falls abweichend auch Geburtsname) 


  


Geburtsdatum:   


Straße:   


PLZ, Wohnort:   


 


Zuständiger Verband 
oder  
vorschlagende Stelle: 


☐ Handelsverband Deutschland e.V. (HDE) 


☐Bundesverband Großhandel, Außenhandel, Dienstleistungen e.V. (BGA) 


Ich bin 


a)   ☐ Arbeitgeber (Inhaber der Firma) 


b)   ☐ gesetzlicher Vertreter des Arbeitgebers 
    Art der gesetzlichen Vertretung: 
    ☐ Gesellschafter einer OHG 
    ☐ Komplementär einer Kommanditgesellschaft 
    ☐ Geschäftsführer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
    ☐Vorstandsmitglied einer Aktiengesellschaft 


c)   ☐ Geschäftsführer 


d)   ☐ Bevollmächtigter Betriebsleiter 
    Art der Bevollmächtigung: 
    ☐ Direktor 
    ☐ Betriebsleiter 
    ☐ Prokurist 
    ☐ Abteilungsleiter 
   
  Bei a) - d) bitte Name und Anschrift der Firma angeben:  
     
 


  Die Mitglieds-Nummer der Firma bei der BGHW lautet:   
 
 
e)   ☐  Beauftragter gemäß § 51 Abs. 4 SGB IV *) 


  







  


Erreichbarkeit 


- geschäftlich: 


  Telefon:   


  mobil:   


  E-Mail:   


- privat: 


  Telefon:   


  mobil:   


  E-Mail:   
 


Unsere Unterlagen versenden wir per E-Mail. Bitte gewünschten Kontakt ankreuzen: 
geschäftlich ☐     privat ☐ 
 
Welche Anschrift wünschen Sie in Ausnahmefällen bei postalischen Zuschriften? 
Firmenanschrift ☐   Privatanschrift ☐ 
 


Bankverbindung (für Überweisung der Reisekosten) 


Bank:   


IBAN:   
 
Für unsere fotografische Zusammenstellung der Organmitglieder bitten wir Sie, uns ein Passbild 
(gerne elektronisch und wenn möglich neueren Datums) zu übersenden. 
 
  
Ort und Datum 
 
Unterschrift  ______________________________________________ 
 
 
 
 





		Text1: 

		Text2: 

		Text3: 

		Text4: 

		Text5: _ _ _ _ - _ _ _ _ _ 

		Text6: 

		Text7: 

		Text8: 

		Text9: 

		Text10: 

		Text11: 

		Text12: 

		Text13: 

		Text14: 

		Text15: 

		Text16: 

		Text17: 

		Text19:   

		Check Box1: Off

		Check Box2: Off

		Check Box3: Off

		Check Box4: Off

		Check Box5: Off

		Check Box6: Off

		Check Box7: Off

		Check Box8: Off

		Check Box9: Off

		Check Box10: Off

		Check Box11: Off

		Check Box12: Off

		Check Box13: Off

		Check Box14: Off

		Check Box15: Off

		Check Box16: Off

		Check Box17: Off

		Check Box18: Yes








Anlage 5 
(zu § 15 Absatz 4) 


Zustimmungserklärung von Bewerberinnen/Bewerbern 
für die Wahl einer Vertreterversammlung/eines Verwaltungsrates 


 
(Name und Vorname der Bewerberin/des Bewerbers) 


 
(Kennwort der Vorschlagsliste) 


Zustimmungserklärung 


Meiner Aufstellung als Bewerber/-in für die Wahl zur Vertreterversammlung/zum Verwaltungsrat 


der/des  
(Bezeichnung des Versicherungsträgers) 


stimme ich zu. 


, den 


(eigenhändige Unterschrift) 


bitte wenden 
(Datenschutzhinweise) 


 Diese Angaben sind in Maschinenschrift oder in anderer gut leserlicher Schrift (vorzugsweise Druckbuchstaben) einzusetzen. 







Seite 2 


Informationen zum Datenschutz für Bewerberinnen/Bewerber 
Sie haben in Ihrer Zustimmungserklärung für die Benennung als Bewerber/-in personenbezogene Daten angegeben. Darüber 
hinaus hat der/die Listenvertreter/-in der Vorschlagsliste zur Prüfung Ihrer Wählbarkeit nach § 51 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch weitere personenbezogene Daten (Geburtstag, Arbeitgeber – nur in der Unfallversicherung –, Anschrift und Status als 
Arbeitnehmer/-in, Rentner-/in oder Arbeitgeber) in der Vorschlagsliste verarbeitet. Für alle personenbezogenen Daten gilt: 


1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient der ordnungsgemäßen Durchführung der Wahl, insbesondere des Nach-
weises Ihrer Zustimmung zur Benennung als Bewerber/in nach § 15 Absatz 4 Satz 1 der Wahlordnung für die Sozialversiche-
rung. 


Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c und Artikel 9 
Absatz 2 Buchstabe g der Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung mit den §§ 48 und 51 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch und den §§ 15, 18, 22, 23, 26, 28, 61, 79 Absatz 3, § 88 der Wahlordnung für die Sozialversicherung. 


Wird eine Wahl mit Wahlhandlung durchgeführt, werden Ihre personenbezogenen Daten auch für die Auslegung der Vor-
schlagsliste in den Geschäftsstellen des Sozialversicherungsträgers und ihrer Veröffentlichung im Internet nach § 26 der 
Wahlordnung für die Sozialversicherung sowie für die Information der Wahlberechtigten nach § 27 der Wahlordnung für die 
Sozialversicherung verarbeitet. 


Für den Fall, dass Sie in die Vertreterversammlung/den Verwaltungsrat gewählt werden, werden Ihre persönlichen Daten auch 
für die öffentliche Bekanntmachung der Wahlergebnisse nach § 28 Absatz 2, § 61 Absatz 1, § 79 Absatz 3 und § 88 Absatz 1 
der Wahlordnung für die Sozialversicherung und gegebenenfalls ihre Veröffentlichung im Internet nach § 88 Absatz 2 der 
Wahlordnung für die Sozialversicherung verarbeitet. 


2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Die Zustimmungserklärung ist aber nur mit diesen 
Angaben gültig. 


3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrer Zustimmungserklärung angegebenen personenbezogenen Daten ist die 
vorschlagsberechtigte Organisation (§ 48 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch), welche die Vorschlagsliste einreicht: 


1. Nach Einreichung der Vorschlagsliste beim zuständigen Wahlausschuss 
der2 ist der Wahlausschuss für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten verant-
wortlich. 


4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der zuständige Wahlausschuss (siehe oben). 


Im Falle einer Beschwerde gegen die Entscheidung des zuständigen Wahlausschusses nach § 24 der Wahlordnung für die 
Sozialversicherung kann auch der zuständige Beschwerdewahlausschuss Empfänger der personenbezogenen Daten sein. Im 
Falle der Erhebung von Wahlanfechtungsklagen können auch Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit Empfänger der personenbe-
zogenen Daten sein. 


Die zugelassenen Vorschlagslisten werden mit den darin enthaltenen personenbezogenen Daten öffentlich ausgelegt und 
können zusätzlich im Internet veröffentlicht werden (§ 26 der Wahlordnung für die Sozialversicherung). 


5. Die Frist für die Speicherung der personenbezogenen Daten richtet sich nach § 91 der Wahlordnung für die Sozialversiche-
rung: Wahlunterlagen werden bis zum Ablauf der Amtsdauer des gewählten Organs aufbewahrt. Erfolgte eine 
Internetveröffentlichung der Vorschlagsliste, wird diese spätestens sechs Monate nach Bekanntgabe des endgültigen Wahl-
ergebnisses gelöscht. Personenbezogene Daten in Internetveröffentlichungen über die Ergebnisse der Wahlen werden spä-
testens sechs Monate nach Ende der Wahlperiode gelöscht. 


6. Nach Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von der/dem Verantwortlichen über die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten Auskunft verlangen. 


7. Nach Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von der/dem Verantwortlichen die Berichtigung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten verlangen. Dadurch wird Ihre Zustimmung zur Benennung als Bewerberin oder Bewerber nicht zurück-
genommen. Nach Ablauf der Frist für die Einreichung der Vorschlagsliste bis zum Ablauf des Wahltages können Sie die 
Berichtigung Ihrer in der Vorschlagsliste enthaltenen personenbezogenen Daten nur unter den Voraussetzungen des § 88a 
der Wahlordnung für die Sozialversicherung in Verbindung mit den §§ 18 und 22 der Wahlordnung für die Sozialversicherung 
verlangen. 


8. Nach Artikel 17 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von der/dem Verantwortlichen die unverzügliche Löschung 
Ihrer personenbezogenen Daten verlangen, soweit Ihre personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet 
wurden, nicht mehr notwendig sind und die Speicherfrist abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig ver-
arbeitet wurden oder die/der Verantwortliche zur Löschung verpflichtet ist. Dadurch wird Ihre Zustimmung zur Benennung als 
Bewerberin oder Bewerber nicht zurückgenommen. 


9. Nach Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie von der/dem Verantwortlichen statt der Löschung die Ein-
schränkung der Verarbeitung verlangen, soweit Ihre personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden, 
nicht mehr notwendig sind oder Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die Einschrän-
kung der Verarbeitung auch dann verlangen, wenn Sie der Auffassung sind, dass Ihre personenbezogenen Daten unrichtig 
sind. Nach Ablauf der Frist für die Einreichung der Vorschlagslisten bis zum Ablauf des Wahltages können Sie die Einschrän-
kung der Verarbeitung der in der Vorschlagsliste enthaltenen personenbezogenen Daten nur unter den Voraussetzungen der 
§§ 18 und 22 der Wahlordnung für die Sozialversicherung verlangen. Durch einen Antrag auf Einschränkung der Verarbeitung 
wird Ihre Zustimmung zur Benennung als Bewerberin oder Bewerber nicht zurückgenommen. 


10. Sie können sich – wenn Sie der Auffassung sind, dass bei der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten datenschutz-
rechtliche Vorschriften nicht beachtet wurden – an die/den Datenschutzbeauftragte/-n der/des jeweils für die Datenverarbei-
tung Verantwortlichen (siehe unter 3.) wenden. Sie können sich auch mit einer Beschwerde an die/den für den Sozialver-
sicherungsträger zuständige/-n Datenschutzbeauftragte/-n3 oder, sofern die Verar-
beitung der Daten bei der vorschlagsberechtigten Organisation betroffen ist, an die/den für diese zuständige/-n Datenschutz-
beauftragte/-n4 wenden. 


1 Name und Kontaktdaten sind von der vorschlagsberechtigten Organisation einzutragen. 
2 Zuständiger Wahlausschuss, Dienststelle und Kontaktdaten sind von der vorschlagsberechtigten Organisation einzutragen. 
3 Name und Kontaktdaten der/des für den Sozialversicherungsträger zuständigen Landes- oder Bundesdatenschutzbeauftragten sind von der 


vorschlagsberechtigten Organisation einzutragen. 
4 Name und Kontaktdaten der/des für die vorschlagsberechtigte Organisation zuständigen Landes- oder Bundesdatenschutzbeauftragten sind von 


der vorschlagsberechtigten Organisation einzutragen. 





		Anlage 5 (zu § 15 Absatz 4)

		Zustimmungserklärung von Bewerberinnen/Bewerbern für die Wahl einer Vertreterversammlung/eines Verwaltungsrates

		Zustimmungserklärung

		Informationen zum Datenschutz für Bewerberinnen/Bewerber





		Bewerber_Name_Vorname: 

		Vorschlagsliste_Kennwort: BGA/HDE

		Versicherungstraeger_Bezeichnung: Berufsgenossenschaft Handel und Warenlogistik (BGHW)

		Unterschrift_Ort: 

		Unterschrift_Datum: 

		Unterschrift: 

		Vorschlagsberechtigte_Organisation: Handelsverband Deutschland - HDE e.V, Am Weidendamm 1A, 10117 Berlin

		Wahlausschuss: Berufsgenossenschaft Handel und Warenlogistik, 68145 Mannheim

		Vorschlagsberechtigte_Organisation_Datenschutzbeauftragter: Landesdatenschutzbeauftragter Berlin, Friedrichstr. 219, 10969 Berlin

		Sozialversicherungstraeger_Datenschutzbeauftragter: Bundesdatenschutzbeauftragter, Graurheindorfer Str. 153, 53117 Bonn








Kurzdarstellung 
(bitte in Maschinenschrift oder in anderer gut leserlicher Schrift - vorzugsweise Druckbuchstaben - ausfüllen) 


Angaben zur Person 


Name:  _____________________ Vorname: __________________________ 


Position im Unternehmen (Zutreffendes bitte unterstreichen): 


Mit-/Eigentümer         Geschäftsführer/Vorstand        Prokurist        Betriebsleiter  Abteilungsleiter 


Waren/Sind Sie bereits in der Berufsgenossenschaft Handel und Warenlogistik in 
ehrenamtlicher Funktion tätig?   Nein       


Wenn ja, in welchem Gremium: _______________________________________________ 


Welches sind die Berührungspunkte Ihrer Tätigkeit mit der Berufsgenossenschaft Handel 
und Warenlogistik (kurze Angabe)?  


________________________________________________________________________ 


________________________________________________________________________ 


________________________________________________________________________ 


Angaben zum Unternehmen 


Name des Unternehmens: 


________________________________________________________________________ 


Zugeordnete Gefahrtarifstelle in der Berufsgenossenschaft Handel und Warenlogistik (kann 


dem Veranlagungsbescheid entnommen werden): 


_________________________________________________________________________ 


Anzahl der Mitarbeiter: _______ 


Anzahl der Standorte in Deutschland: _____ 


Bewerbung für die Vertreterversammlung als (Zutreffendes bitte ankreuzen) 


☐ ordentliches Mitglied


☐ stellvertretendes Mitglied
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Sozialgesetzbuch (SGB IV) 
Viertes Buch 


Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung 
Stand: Zuletzt geändert durch Art. 13 G v. 10.12.2021 I 5162 


§ 51 SGB IV Wählbarkeit 


(1) Wählbar ist, wer am Tag der Wahlausschreibung (Stichtag für die Wählbarkeit) 
1. bei dem Versicherungsträger zu einer der Gruppen gehört, aus deren Vertretern sich die Selbst-


verwaltungsorgane des Versicherungsträgers zusammensetzen, 
2. das Alter erreicht hat, mit dem nach § 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs die Volljährigkeit eintritt, 
3. das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag besitzt oder im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-


land seit mindestens sechs Jahren eine Wohnung innehat, sich sonst gewöhnlich aufhält oder 
regelmäßig beschäftigt oder tätig ist, 


4. eine Wohnung in dem Bezirk des Versicherungsträgers oder in einem nicht weiter als einhundert 
Kilometer von dessen Grenze entfernten Ort im Geltungsbereich dieses Gesetzbuchs innehat 
oder sich gewöhnlich dort aufhält oder in dem Bezirk des Versicherungsträgers regelmäßig be-
schäftigt oder tätig ist. 


 
In der Rentenversicherung gilt § 50 Absatz 1 Satz 3 entsprechend; wer bei einem hiernach zuständigen 
Regionalträger der gesetzlichen Rentenversicherung nach Satz 1 Nummer 4 nicht wählbar ist, ist wählbar 
bei dem Regionalträger der gesetzlichen Rentenversicherung, in dessen Zuständigkeitsbereich er seine 
Wohnung oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Satz 1 Nummer 2 und 4 gilt auch in den Fällen der 
Absätze 2 bis 5, Satz 1 Nummer 3 auch in den Fällen der Absätze 2, 4 und 5. 
 
(2) Wählbar als Vertreter der Arbeitgeber ist auch ein gesetzlicher Vertreter, Geschäftsführer oder bevoll-
mächtigter Betriebsleiter eines Arbeitgebers. 
 
(3) Wählbar als Versichertenältester ist, wer versichert oder Rentenbezieher ist und seine Wohnung oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt in dem Versichertenältestenbezirk hat. 
 
(4) Wählbar sind auch andere Personen, wenn sie als Vertreter der Versicherten von den Gewerkschaf-
ten oder den sonstigen Arbeitnehmervereinigungen oder deren Verbänden, als Vertreter der Arbeitgeber 
von den Vereinigungen von Arbeitgebern oder deren Verbänden, als Vertreter der Selbständigen ohne 
fremde Arbeitskräfte von den berufsständischen Vereinigungen der Landwirtschaft oder deren Verbänden 
vorgeschlagen werden (Beauftragte). Von der Gesamtzahl der Mitglieder einer Gruppe in einem Selbst-
verwaltungsorgan darf nicht mehr als ein Drittel zu den Beauftragten gehören; jedem Selbstverwaltungs-
organ kann jedoch ein Beauftragter je Gruppe angehören. Eine Abweichung von Satz 2, die sich infolge 
der Vertretung eines Organmitglieds ergibt, ist zulässig. 
 
(5) Bei der Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation sind als Vertreter 
der Versicherten auch Personen wählbar, die mindestens fünf Jahre lang als Seeleute bei der Berufsge-
nossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Telekommunikation versichert waren, noch in näherer Be-
ziehung zur Seefahrt stehen und nicht Unternehmer sind. 
 
(5a) Wer nach dem Stichtag für die Wählbarkeit seine Gruppenzugehörigkeit wegen Arbeitslosigkeit ver-
liert, verliert nicht deshalb seine Wählbarkeit bis zum Ende der Amtsperiode. 
 
(6) Wählbar ist nicht, wer 


1. aus den in § 13 des Bundeswahlgesetzes genannten Gründen vom Wahlrecht ausgeschlossen 
ist, 


2. auf Grund Richterspruchs nicht die Fähigkeit besitzt, öffentliche Ämter zu bekleiden und Rechte 
aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, 


3. in Vermögensverfall geraten ist, 
4. seit den letzten Wahlen wegen grober Verletzung seiner Pflichten nach § 59 Absatz 3 seines Am-


tes enthoben worden ist, 
5. a) als Beamter, Angestellter oder Arbeiter bei dem Versicherungsträger oder dessen Verbänden, 


b) als leitender Beamter oder Angestellter bei einer Behörde, die Aufsichtsrechte gegenüber dem 
Versicherungsträger hat, oder 
c) als anderer Beamter oder Angestellter bei einer solchen Behörde im Fachgebiet Sozialversi-
cherung 
beschäftigt ist oder innerhalb von zwölf Monaten vor dem Wahltag beschäftigt war, 



https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbiv/1.html

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbiv/1.html

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbiv/1.html





6. a) regelmäßig für den Versicherungsträger oder im Rahmen eines mit ihm abgeschlossenen Ver-
trags freiberuflich oder 


 b) in Geschäftsstellen der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See in knapp-
schaftlich versicherten Betrieben 
tätig ist. 


 
(7) Die Satzung kann bestimmen, dass nicht wählbar ist, wer am Tag der Wahlausschreibung fällige Bei-
träge nicht bezahlt hat. 
 
(8) Als Versichertenältester ist nicht wählbar, wer zur geschäftsmäßigen Besorgung fremder Rechtsange-
legenheiten zugelassen ist. 
 





